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☐ Abweichend von Ziffer 2.3.4.1 Absätze 2 ff. EVB-IT System-AGB muss die Bereitstellung der 
Individualsoftware* gemäß Nummer 4.5.1 lfd. Nr. _____ unter Verschaffung von ausschließlichen 
Nutzungsrechten erfolgen. 

Die Regelungen gemäß Ziffer 2.3.5 EVB-IT System-AGB bleiben von den vereinbarten abweichenden 
Nutzungsrechten unberührt. 

4.5.3.2 [Leer] 

4.5.3.3 [Leer] 

4.5.4 [Leer] 

4.5.5 [Leer] 

4.5.6 Bereitstellung der Individualsoftware* 
Der Auftragnehmer stellt dem Auftraggeber die Individualsoftware* wie folgt zur Verfügung: 

☐ gemäß Nummer 4.5.1 lfd. Nr. _____ auf Datenträger: Typ: _____ Kennzeichnung: _____. 

☒ gemäß Nummer 4.5.1 lfd. in folgender Form:  

Die Software ist über einen Download zur Verfügung zu stellen. Die Software ist nach dem Semantic 
Versioning – Standard zu versionieren. 
Die Softwarelieferung sollte möglichst strukturiert als *.zip erfolgen, so dass Dokumentationen, 
Serverkomponenten, Datenbankkomponenten u.a. getrennt sind und Versionsnummern enthalten. Werden bei 
einer Lieferung nicht alle Komponenten verändert, sollten die Übrigen ebenfalls geliefert werden. 

☐ gemäß Nummer 4.5.1 lfd. Nr. _____ wie in Anlage Nr. _____ beschrieben. 

☐ gemäß Nummer 4.5.1 lfd. Nr. _____, bei openCode* mit allen dafür notwendigen Bestandteilen und 
entsprechend deren Anforderungen. 

4.6 [Leer] 

4.6.1 [Leer] 

4.6.2 [Leer] 
☐ 

4.7 Erstellung des Gesamtsystems und Herbeiführung der Betriebsbereitschaft* 

4.7.1 Leistungsumfang 
Der Auftragnehmer schuldet die Herbeiführung der Betriebsbereitschaft* des Gesamtsystems (Ziffer 2.4 EVB-IT 
System-AGB). 

4.7.2 [Leer] 

4.7.3 Vergütung 
☒ Die Herbeiführung der Betriebsbereitschaft* ist mit dem Pauschalfestpreis* abgegolten. 

☐ Der Vergütungsanteil am Pauschalfestpreis* für die Herbeiführung der Betriebsbereitschaft* beträgt 
_____ Euro. 

☐ Die gesonderte Vergütung für die Herbeiführung der Betriebsbereitschaft* beträgt pauschal _____ Euro. 

☐ Die Vergütung für die Leistungen zur Herbeiführung der Betriebsbereitschaft* erfolgt gesondert nach Aufwand 
gemäß Nummer 8 

☐ mit einer Obergrenze in Höhe von _____ Euro. 

☐ Dabei ist Personal der Kategorie(n) _____ einzusetzen. 
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4.8 Schulung 

4.8.1 Art und Umfang der Schulungen 
☒ Es sind Schulungen gemäß Ziff. 8 und 9 der Anlage 2 (Reiter Leistungskatalog, Kapitel 1, 

Vertragsbedingungen) in Verbindung mit der Anlage 2 (Reiter Leistungsplan, Phase 4) zu leisten. 

4.8.2 [Leer] 

4.8.3 Vergütung für Schulungen inkl. Schulungsunterlagen 

☐ Die in Nummer 4.8.1 vereinbarte Vergütung für die Schulungen inkl. der Schulungsunterlagen ist nicht im 
Pauschalfestpreis* enthalten. 

☐  Die Vergütung für die Schulungen inkl. der Schulungsunterlagen gemäß Nummer 4.8.1 lfd. Nr. _____ bis 
_____ ist nicht im Pauschalfestpreis* enthalten. 

4.9 Dokumentation 
☒ Ergänzend/abweichend von Ziffer 5.3 EVB-IT System-AGB ist die Dokumentation in folgender Sprache / in 

folgender Form zu erstellen: Deutsch. 

☐ Ergänzend/abweichend von Ziffer 5.3 EVB-IT System-AGB sind folgende Teile der Dokumentation: _____ 
bis zum _____ zu liefern. 

☐ Abweichend von Ziffern 4.5 und 5.5 EVB-IT System-AGB sind Anpassungen und Änderungen, die aufgrund 
von Maßnahmen zum Systemservice oder im Rahmen der Mängelbeseitigung an den Dokumentationen 
erforderlich sind, nicht in die Dokumentation einzuarbeiten, sondern als separate Dokumente zu liefern. 

☐ Abweichend von Ziffer 5.4 EVB-IT System-AGB ist der Auftragnehmer nicht über das gesetzliche Maß 
hinaus verpflichtet, die im Rahmen der Mängelhaftung gemäß Ziffer 13 EVB-IT System-AGB durchgeführten 
Maßnahmen zu dokumentieren. 

☐ Abweichend von Ziffer 5.6 EVB-IT System-AGB wird an den für den Auftraggeber erstellten 
Dokumentationen statt des nicht ausschließlichen Nutzungsrechts ein ausschließliches Nutzungsrecht 
gewährt. 

☐ Die Dokumentation ist gemäß dem in Nummer 2.3 vereinbarten Vorgehensmodell zu erstellen. 

☐ Die Anwenderdokumentation ist zusätzlich als kontextsensitive “Online-Hilfe” im Gesamtsystem abzulegen. 

☐ Weitere Vereinbarungen zur Dokumentation gemäß Anlage Nr. _____. 

4.10 Software Bill of Materials (SBOM)* 
☒ Der Auftragnehmer stellt dem Auftraggeber eine Software Bill of Materials (SBOM)* gemäß BSI TR-03183-2 

für die nach diesem Vertrag überlassene bzw. erstellte Software* 

☒ im Format SPDX oder 

☒ im Format CycloneDX 

 zur Verfügung. 
Soweit Systemserviceleistungen zur Wiederherstellung und/oder zur Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft* 
des Gesamtsystems oder von Systemkomponenten* vereinbart ist, aktualisiert der Auftragnehmer die von ihm 
bereitgestellte Software Bill of Materials (SBOM)* für alle neuen Programmstände*, die er dem Auftraggeber nach 
diesem Vertrag zur Verfügung stellen muss, sofern sich aus den neuen Programmständen* Änderungen an der 
Software Bill of Materials (SBOM)* ergeben. 







 

Systemvertrag 

Version 3.0.0 vom 01.03.2026 
Seite 13 von 20 

5.3 Kündigung von Systemserviceleistungen 
☐ Abweichend von Ziffer 16.1.1 EVB-IT System-AGB beträgt die Kündigungsfrist _____ Monat(e) zum Ablauf 

eines _____ (z.B. Kalendermonat/Kalendervierteljahr/Kalenderjahr). 

☒ Ergänzend zu Ziffer 16.1.1 EVB-IT System-AGB wird bei vereinbarter fester Laufzeit ein 
Sonderkündigungsrecht des Auftraggebers vereinbart. Dem Auftraggeber wird das Recht eingeräumt, die 
Vereinbarung über die Systemserviceleistung ganz oder in Bezug auf einzelne Leistungsteile jederzeit mit 
einer Frist von (1) Monat zum Ablauf eines Kalendermonats zu kündigen. 

5.4 Vergütung/Zahlungsfristen für Systemserviceleistungen 

5.4.1 Vergütung 
☐ Der Systemservice ist (bei fester Laufzeit) insgesamt mit dem Pauschalfestpreis* abgegolten. Der 

Vergütungsanteil für den Systemservice am Pauschalfestpreis* beträgt _____ Euro[1]. 

☒ Die gesonderte Vergütung für den Systemservice insgesamt (bei fester Laufzeit) beträgt pauschal _____ Euro. 

☐ Die gesonderte monatliche Vergütung für den Systemservice beträgt pauschal _____ Euro und  während der 
_____ Euro. 

☐ Für den Zeitraum bis zum Ablauf der Verjährungsfrist der Sachmängelansprüche für das Gesamtsystem 
wird eine abweichende monatliche Vergütung in Höhe von pauschal _____ Euro vereinbart. 

☐ Die Vergütung für die Systemserviceleistungen gemäß Nummer erfolgt gesondert nach Aufwand gemäß 
Nummer 8 

☐ mit einer Obergrenze in Höhe von _____ Euro monatlich. 

☐ Dabei ist Personal der Kategorie(n) _____ einzusetzen. 

☐ Die Vergütung erfolgt gemäß Anlage Nr. _____. 

 
 
[1] Der Auftragnehmer hat den Anteil des Systemservices an dem Pauschalfestpreis* anzugeben, selbst wenn in Nummer 1.2 
keine gesonderte Ausweisung von Preisanteilen vorgesehen ist. Dies allein, um die Berechnung der Haftungsobergrenze gemäß 
Ziffer 15.2 EVB-IT System-AGB und - bei Vereinbarung einer gesonderten Ausweisung - eine Bewertung des 
Pauschalfestpreises* zu ermöglichen. 
 

5.4.2 Zahlungsfristen für Systemserviceleistungen 
☒ monatlich (zahlbar bis zum 15. eines jeden Monats) 

☐ quartalsweise (zahlbar bis zum 15. des zweiten Quartalsmonats) 

☐ jährlich (zahlbar bis zum _____) 

☐ einmalig zum _____ 

☐ gemäß Anlage Nr. _____ 

5.5 Sonstige Regelungen zu Systemserviceleistungen 

5.5.1 [Leer] 

5.5.2 [Leer] 

5.5.3 [Leer] 

6 [Leer] 

7 Weitere Leistungen nach der Abnahme 

7.1 Weiterentwicklung und Anpassung des Gesamtsystems nach der Abnahme 
☒  Der Auftragnehmer verpflichtet sich, das Gesamtsystem jeweils nach Bedarf des Auftraggebers 

weiterzuentwickeln, zu optimieren und an die sich ändernden Bedürfnisse des Auftraggebers anzupassen. Die 
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☐ Für die Rechnungsstellung gilt abweichend davon die folgende Regelung: _____ 

11 [Leer] 

11.1 [Leer] 

11.2 [Leer] 

11.3 [Leer] 

11.4 [Leer] 

12 [Leer] 

12.1 [Leer] 

12.2 [Leer] 

12.3 [Leer] 

12.4 [Leer] 

12.5 [Leer] 

12.6 [Leer] 

13 [Leer] 

14 Abnahme 

14.1 Gegenstand der Abnahme 
Der Abnahmegegenstand ist das Gesamtsystem im Sinne dieses Vertrages und, soweit in Nummer 8 vereinbart, 
die einer Teilabnahme unterliegenden, in sich abgeschlossenen und funktional nutzbaren Teile des 
Gesamtsystems. 

☐ Ergänzende Vereinbarungen zum Gegenstand der Abnahme gemäß Anlage Nr. _____. 

☒ Das Gesamtsystem beinhaltet jeweils die aktuellste Version der vereinbarten Software* zum Zeitpunkt des 
Beginns der Erklärung der Betriebsbereitschaft*. 

14.2 Testdaten 
☒ Die Testdaten erstellt der Auftraggeber. 

☐ Die Testdaten erstellt der Auftragnehmer. Einzelheiten gemäß Anlage Nr. _____. 
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Überschreitung der vereinbarten Wiederherstellungszeit* der Prio 2 (Lösung) um mehr als zwei Werktage ist 
der Auftraggeber berechtigt, für jeden Werktag, an dem sich der Auftragnehmer mit der Einhaltung der 
Wiederherstellungszeit* in Verzug befindet, eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,05% des Auftragswertes* zu 
verlangen. 

☒  Zusätzlich zur Vertragsstrafe gemäß Ziffer 9.3 EVB-IT System-AGB werden Vertragsstrafen für die 
Nichteinhaltung der in Nummer 15.4.1 geregelten Wiederherstellungszeiten* im Rahmen der Mängelhaftung 
(Gewährleistung) vereinbart. Für den Fall der Überschreitung der vereinbarten Wiederherstellungszeit* der 
Prio 1 um mehr als einen Werktag ist der Auftraggeber berechtigt, für jeden Werktag, an dem sich der 
Auftragnehmer mit der Einhaltung der Wiederherstellungszeit* in Verzug befindet, eine Vertragsstrafe in Höhe 
von 0,1% des Auftragswertes* zu verlangen. Für den Fall der Überschreitung der vereinbarten 
Wiederherstellungszeit* der Prio 2 (Lösung) um mehr als zwei Werktage ist der Auftraggeber berechtigt, für 
jeden Werktag, an dem sich der Auftragnehmer mit der Einhaltung der Wiederherstellungszeit* in Verzug 
befindet, eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,05% des Auftragswertes* zu verlangen. 
 
Die Summe der vorstehenden Vertragsstrafen ist auf den in Ziffer 9.3 EVB-IT System-AGB festgelegten 
Höchstbetrag anzurechnen. 

18 Weitere Vereinbarungen 

18.1 [Leer] 

18.1.1 [Leer] 

18.1.2 [Leer] 

18.2 [Leer] 

18.2.1 [Leer] 

18.2.2 [Leer] 

18.3 Haftpflichtversicherung 
☒ Der Nachweis einer Haftpflichtversicherung gemäß Ziffer 19.1 EVB-IT System-AGB wird vereinbart. 

18.4 Sicherheiten 

18.4.1 Vorauszahlungsbürgschaft 

18.4.2 Vertragserfüllungs- oder Mängelhaftungssicherheit 
Es werden für die Vertragserfüllung folgende Vertragserfüllungs- oder Mängelhaftungssicherheiten vereinbart: 

☐ Vertragserfüllung 

Es wird die Leistung einer Sicherheit für die Vertragserfüllung durch Hinterlegung von Geld auf einem 
Sperrkonto oder Übergabe einer Vertragserfüllungsbürgschaft gemäß Ziffer 20.1.2 EVB-IT System-AGB 
vereinbart. 

  
Höhe der Sicherheit: 

☐ Abweichend von Ziffer 20.1.2 EVB-IT System-AGB beträgt die Höhe der Sicherheit _____% des 
Erstellungspreises*. 

☐ Abweichend von Ziffer 20.1.2 EVB-IT System-AGB wird die teilweise Rückgabe der Sicherheit nach 
Teilabnahmen gemäß Anlage Nr. _____ geregelt. 
Der Auftraggeber kann eine Anpassung der Sicherheit gemäß Ziffer 20.1.2 EVB-IT System-AGB 

verlangen. 
 

☒ Mängelhaftung (Gewährleistung) 





 
 

Leistungsbeschreibung – Einführung Hamburgisches Lobbyregister 

Projekt: Einführung eines Hamburgischen Lobbyregisters 
Auftraggeberin: Bürgerschaftskanzlei (Freie und Hansestadt Hamburg) 
Rechtsgrundlage: Hamburgisches Lobbyregistergesetz (HmbLobbyRG) 
Produktivsetzung: 01.09.2027 

 

1. Zielsetzung 

Mit den Drucksachen 22/17395 und 22/17919 hat die Bürgerschaft die Einführung eines 
Hamburgischen Lobbyregisters initiiert und verabschiedet. Dieses muss am 01.09.2027 produktiv 
gesetzt werden. 

Die Bürgerschaftskanzlei setzt die Einführung dieses webbasierten Lobbyregisters als öƯentlich 
zugängliche, maschinenlesbare Datenbank um. Ziel ist die transparente Erfassung von 
Interessenvertretungen sowie deren Beteiligung an legislativen und exekutiven 
Entscheidungsprozessen. Das Register soll sowohl parlamentarische Kontakte als auch Kontakte 
mit Senat und Behörden erfassen und damit den legislativen und exekutiven Fußabdruck 
politischer Entscheidungsprozesse nachvollziehbar machen. 

Ein wesentliches Merkmal des Hamburgischen Lobbyregisters soll darin bestehen, dass 
Interessenvertretungen ihre Stellungnahmen und Beiträge eigenständig konkreten 
Regelungsvorhaben zuordnen und mit entsprechenden Dokumenten verknüpfen sollen. Hierfür 
ist eine technische Anbindung an das bestehende Parlamentsdokumentationssystem (ParlDok) 
zwingend vorgesehen. Anders als auf Bundesebene, wo diese Verknüpfung derzeit durch die 
registerführende Stelle vorgenommen wird, soll die inhaltliche Zuordnung in Hamburg bereits im 
Rahmen der Dateneingabe durch die Interessenvertretungen selbst erfolgen, vorbehaltlich einer 
fachlichen Prüfung durch die Registerstelle. 

 

2. Grundlegende Systemarchitektur 

Die Anwendung soll als Webanwendung konzipiert werden und aus drei funktional voneinander 
abgegrenzten Bereichen bestehen.  

Erstens ist ein öƯentlicher Recherche-Bereich vorgesehen, der Bürger:innen eine Suchfunktion 
mit verschiedenen Filter- und Sortiermöglichkeiten sowie die Anzeige von Informationen zu 
Interessenvertretungen, deren Stellungnahmen und Verknüpfung zu Gesetzesvorhaben 
ermöglicht. Zweitens soll ein ebenfalls öƯentlich zugänglicher, jedoch nutzerbezogener Bereich 
bestehen, über den sich die Interessenvertretungen gemäß §2 Abs. 1 registrieren, identifizieren 
und ihre Daten sowie Stellungnahmen eigenständig hochladen/verwalten können.  

Drittens ist ein nicht-öƯentlicher Verwaltungsbereich erforderlich, der der registerführenden 
Stelle die Prüfung, Freigabe und Bearbeitung und ggf. Sperrung von Einträgen und 
Stellungnahmen ermöglicht. 



 
 
Besonderes Augenmerk liegt dabei auf der klaren Trennung zwischen öƯentlich sichtbaren und 
internen Daten. Es muss technisch sichergestellt sein, dass ausschließlich freigegebene 
Informationen veröƯentlicht werden und schutzwürdige Daten nicht versehentlich zugänglich 
gemacht werden. 

 

3. Funktionale Kernanforderungen  

Die Kernfunktion des Registers besteht in einer öƯentlich verfügbaren Such- und 
Anzeigeoberfläche, deren Inhalte aus einer strukturierten Datenbank gespeist werden. In dieser 
Datenbank werden sowohl Stammdaten der Interessenvertretungen als auch eingereichte 
Dokumente und Verknüpfungen mit parlamentarischen Dokumenten geführt. 

Die im Register veröƯentlichten Stellungnahmen und Dokumente sollen nicht nur als Dateien 
abrufbar sein, sondern inhaltlich durchsuchbar dargestellt werden. Hierzu ist sicherzustellen, 
dass die von den Interessenvertretungen hochgeladenen Stellungnahmen maschinenlesbar 
verarbeitet und für die Recherche indexiert werden können.  

Interessenvertretungen sollen sich über ein webbasiertes Formular registrieren können. Im 
Rahmen der Registrierung ist ggf. ein geeignetes Verfahren zur Authentifizierung von 
Interessenvertretungen zu implementieren.  

Die registerführende Stelle benötigt eine Verwaltungsoberfläche, über die Registrierungen geprüft 
und freigegeben, Daten bearbeitet und bei Bedarf gesperrt werden können. Hierzu gehören auch 
Funktionen zur Benutzer- und Rechteverwaltung sowie die Protokollierung der 
Bearbeitungsschritte durch die Sachbearbeiter:innen und die Kennzeichnung von Daten, die aus 
Datenschutzgründen für die ÖƯentlichkeit durch die Registerführende Stelle gesperrt werden 
(inkl. Bearbeitungsnotiz der Sachbearbeiter:innen).  

Weiterhin ist eine bilaterale Kommunikation zwischen Interessenvertretung und 
registerführenden Stelle vorgesehen. Hierdurch sollen Rückfragen/Nachforderungen, Hinweise 
auf unvollständige Angaben und Erinnerungen innerhalb der Anwendung nachvollziehbar und 
dokumentiert erfolgen. Die Kommunikation soll ebenfalls revisionssicher protokolliert werden.  

 

4. Integration und Schnittstellen 

Ein wesentlicher Bestandteil der geplanten Lösung ist die Integration einer Schnittstelle zum 
bestehenden Parlamentsdokumentationssystem (ParlDok), um Gesetzesvorlagen und 
eingereichte Stellungnahmen technisch miteinander zu verknüpfen.  

 

5. Nicht-funktionale Anforderungen 

Die Anwendung soll den Anforderungen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
entsprechen und den gängigen Standards des BSI-Grundschutzkompendiums genügen. Zudem 
sind die Vorgaben zur digitalen Barrierefreiheit, insbesondere im Hinblick auf Webseiten (EU-
Richtlinie 2026/2102 zur Barrierefreiheit öƯentlicher Stellen) einzuhalten. Die Anwendung soll 



 
 
responsiv gestaltet und mit den gängigen Browsern (Edge, Chrome, Firefox, Safari, Opera, mobile 
Browser) kompatibel sein, sowie den gestalterischen Vorgaben der Hamburgischen Bürgerschaft 
entsprechen. 

 
 Dabei sind die 

vorgegebenen Infrastruktur- und Architekturprinzipien des Auftraggebers verbindlich einzuhalten 
und zu nutzen, sowie die Besonderheiten der Netzarchitektur des Auftraggebers zu 
berücksichtigen.  

 
 Entsprechende 

technische und organisatorische Maßnahmen zur Sicherstellung dieser Vorgabe sind im 
Systemdesign vorzusehen und nachzuweisen. 





















































Bemerkung
Prozessname Registrierung IV
Darstellung BPMN Prozessdarstellung
Prozessauslöser  •Eine natürliche oder jurisƟsche Person beabsichƟgt, regelmäßig, dauerhaŌ oder geschäŌsmäßig 

Interessenvertretung gegenüber Bürgerschaft, Senat oder Behörden der FHH auszuüben. Oder möchte 
sich freiwillig registrieren.
 •Unter Registrierung des Benutzers wird das Anlegen eines Benutzerkontos (Admin IV) verstanden.

Login-Seite aufrufen  •Interessenvertretung ruŌ das Online-Portal des Hamburger Lobbyregisters auf
 o„Neu registrieren“ (=Admin Konto erstellen; diese Daten werden NICHT veröffentlicht)

Authentifizierung  •Interessenvertretung (Admin IV) meldet sich mit E-Mail Adresse an.
 •System verschickt BestäƟgungslink (GülƟgkeit???)
 •Interessenvertretung (Admin IV) klickt auf BestäƟgungslink
 •System versendet Code (2. Faktor)
 •Interessenvertretung (Admin IV) gibt Code ein
 •Interessenvertretung ist nun angemeldet.
 •Interessenvertretung (Admin IV) ist ab jetzt in der Lage, seine Admin-Daten zu ändern, das Konto zu 

löschen (nur soweit keine Eintragung aktiv ist), weitere Admins hinzuzufügen /verwalten etc. und einen 
„Einen Registereintrag“ zu erstellen

Eintragung starten: Auswahl der 
Registerart / Rollenklärung

 •Interessenvertretung (Admin IV) vervollständigt opƟonal seine Stammdaten
 •Interessenvertretung (Admin IV) wählt „Registereintrag erstellen“ im Dashboard/Übersicht
 •System informiert über:
 oRegistrierungspflicht (vielleicht durch Checkboxen checken, ob Voraussetzungen erfüllt sind?)
 oRechtsgrundlage (HmbLobbyRG)
 oGgf. SankƟonen bei Nicht- oder Falschangaben
 oDatenschutzhinweise

Dateneingabe RE Nutzer gibt nun verschiedene Informationen an, von denen einige Pflicht sind:
 oz.B.: Interessenvertretung (Admin IV) erklärt, ob IV im eigenen Interesse oder im AuŌrag DriƩer erfolgt



Abschluss, Erklärung und 
Selbstverpflichtung

 •Interessenvertretung bestäƟgt elektronisch:
 oRichƟgkeit und Vollständigkeit der Angaben
 oKenntnis der gesetzlichen Pflichten
 oKenntnisnahme der BußgeldvorschriŌen
 •ZusƟmmung zu:
 oVeröffentlichung der gesetzlich vorgesehenen Daten
 oDatenschutzerklärung (als Download zur Verfügung stellen)
 oVerhaltenskodex (als Download zur Verfügung stellen; Vorlage Handbuch Bund, S. 272)
 •Nach Eintragung aller Eingaben bekommt der Nutzer die OpƟon „Eingaben prüfen“ und kann alle 

Einträge auch nochmal bearbeiten oder eben final bestätigen. Wichtig wäre hierbei per Kennzeichnung 
zu verdeutlichen, welche Angaben öffentlich sind und welche nicht. 
 •Antrag zur Schwärzung/Anonymisierung schutzwürdiger Interessen
 •System prüŌ Vollständigkeit der Pflichƞelder 

Absenden des Registereintrags  •Interessenvertretung (Admin IV) sendet RE erstellen ab
 •System vergibt eine ID
 •System setzt Status "in Prüfung“
 •Angaben können per PDF Dokument heruntergeladen werden

nächster Schritt: Warte auf das Eregbnis der Prüfung durch die SB BK (RfS).
Wenn RE veröffentlicht Erstellung einer Stellungnahme mit Dateneingabe analog RE.
nächster Schritt: Warte auf das Eregbnis der Prüfung durch die SB BK (RfS).



Bemerkung
Prozessname Registereintrag / Stellungnahme prüfen
Darstellung BPMN Prozessdarstellung
Prozessauslöser Es wurde ein neuer Registereintrag oder einer Stellungnahme 

eingereicht.
Prüfung starten

Die RfS prüft alle Angaben und trifft am Ende eine Entscheidung:
1.) RE /StN wird veröffentlicht
2.) RE / StN wird nicht veröffentlicht
3.) Rückfrage erforderlich

1.) RE / StN wird veröffentlicht Die Veröffentlichung erfolgt und der Admin IV erhält darüber eine 
Informationsmail. Der Prozess ist abgeschlossen.

2.) RE / StN wird nicht veröffentlicht Die Veröffentlichung erfolgt nicht. Der Prozess ist dennoch 
abgeschlossen. Der Admin IV erhält eine Informationsmail mit dem 
Grund.

3.) Rückfrage erforderlich Der Prozess ist nicht abgeschlossen. Die Rückfrage wird formuliert und 
dann an den Admin IV gesendet. Das System und löst automatisch eine 
Wiedervorlage in der AdminApp  mit einer Wiedervorlagefrist von 14 
Kalender-Tagen aus. Der Rückfrageprozess kann beliebig oft wiederholt 
werden.



 
 

 

 
 

 

 

 
 

 
 



 

  

 

  

  

  

  

  
 

 

 



Begriff Erklärung
Admin BK bezeichnet eine Rolle innerhalb des System mit entsprechend umfangreichen Rechten, siehe Rollen und Rechte Konzept
SB BK Sachbearbeitung Bürgerschaftskanzlei; bezeichnet die Rolle der Sachbearbeitung (RfS) im Bereich Intranet
RfS Registerführende Stelle der Bürgerschaftskanzlei. 
IV Interessenvertretung; Eine Interessenvertretung ist, wer regelmäßig, auf Dauer angelegt oder geschäftsmäßig für Dritte Interessenvertretung betreibt. 
IV im Auftrag Die Interessenvertretung wird im Auftrag ausgeübt, wenn die Interessen von Dritten vertreten werden und hinsichtlich dieser Einfluss auf die Willensbildungs- oder Entscheidungsprozesse 

der Adressatinnen und Adressaten von Interessenvertretung genommen werden soll.
Drs. Drucksache
ParlDok Parlamentsdokumentation, Parlamentsdatenbank der FHH
ST Stellungnahme
RE Registereintrag
Ansichtsseite Das sind Seiten, die nur angesehen werdn können, z.B. die öffentlichen Seiten von RE und StN
Übersicht Das sind Seirten mit mehreren Informationen, z.B. RE Übersicht im Admin IV
Dashboard Das ist eine Startseite im Account
Überblick Das sind Listenansichten
Farbcode lila Diese Hinweise sind für die Entwickler, sie sind nicht Bestandteil der App.
Internet vs. Intranet Mit Bereich "Internet" sind die Teile der Software gemeint, die im Internet stehen und öffentlich zugänglich sind.

Mit Bereich "Intranet" sind die Teile der Software gemeint, die nur intern im Netz der BK erreicht werden können.
FHH Freie und Hansestadt Hamburg



Drop Down Kriterien Status intern Ja/Nein App
1 Muss Neu Ja kein
0 Kann in Arbeit Nein öffentlich

Warte auf Rückmeldung Admin IV
Warte auf Freigabe Admin / SB BK
Fertig
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Angebotsformular 

 

Ausschreibung für die Beschaffung der Einführung eines hamburgischen 

Lobbyregisters für die Bürgerschaft der Freien Hansestadt Hamburg 

 

 

1. Unternehmensangaben 

Name / Firma inkl. Rechtsform:             

Anschrift:              

PLZ, Ort:              

 

2. Angaben zum Angebot 

Verantwortlicher Ansprechpartner:             

Telefonnummer:              

E-Mail-Adresse:              

 

 

An dieses Angebot halten wir uns bis zum 31. August 2026 gebunden. Mit der 

Leistungsbeschreibung sind wir einverstanden. 

 

3. Bietergemeinschaften und Unterauftragnehmer 

☐ den Bieter als Einzelunternehmen 

☐ eine Bietergemeinschaft  

Name der Bietergemeinschaft:  

      

Name des bevollmächtigten Vertreters:  

      

      

3.1 Wir verpflichten uns, 

-  die Nachunternehmer mit gesonderter Anlage – die Angebotsbestandteil wird – im 
Einzelnen auf Nachfrage der Auftraggeberin vor Zuschlagserteilung zu benennen. 
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Die zum Nachweis der Eignung der Nachunternehmer notwendigen Nachweise 
fügen wir bei. 

-     auf Nachfrage der Auftraggeberin – auch im Laufe des Vergabeverfahrens – den 
Namen der Nachunternehmer für die vorgenannten Teilleistungen zu benennen. 

 

4. Projektdurchführungskonzept (Einreichung auch als gesonderte Anlage möglich) 

(Der Umfang des Konzepts sollte 10 DIN A 4-Seiten nicht überschreiten, Ausführungen können 

auch auf einem separaten Blatt erfolgen) 

      

 

5. Preisblatt 

Pauschalpreis für die Einführung des Lobbyregisters gemäß Vergabeunterlagen 

 

a) Pauschalpreis in EUR:       netto 

b) Stundensätze für aufwandsabhängige Leistungen* 

 Stundensätze in 
Euro netto 

Multiplikator** Gesamtsumme in 
EUR 

Aufwandsabhängiger 
Stundensatz  

Projektleitung 

 

      x100       

Aufwandsabhängiger 
Stundensatz  

Stellvertretender 
Projektleiter  

 

         

x100       

Aufwandsabhängiger 
Stundensatz  

IT-Mitarbeiter/ 

Softwareentwickler 

 

         

x100       

Gesamtsumme         

* Stundensätze inkl. sämtlicher Material-, Reise- und sonstig. Nebenkosten 
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** kalkulatorischer Aufwand; kein Anspruch auf Abruf in dieser Höhe 

 

Wertungspreis Pauschalpreis + Mittelwert aufwandsabhängige Stundensätze Gesamt 

x 100): 

c) Gesamtwertungspreis in EUR:       

        

 

 

 

6. Weitere Angaben 

 Wir bestätigen im Übrigen hiermit / uns ist bewusst, dass  

• unsere Erklärungen aus dem Teilnahmeantrag weitergelten. 

• die Erfüllung der Leistung aus den Vergabeunterlagen vollumfänglich Gegenstand 

dieses Angebots ist. Insbesondere erfüllen wir die gewerberechtlichen 

Voraussetzungen für die Ausführung der angebotenen Leistung. Die Ausführung 

der in der Leistungsbeschreibung beschriebenen Leistungen bieten wir hiermit zu 

den angegebenen Preisen an.  

• dem Angebot die in den Vergabeunterlagen mitgeteilten Vergabebedingungen 

sowie als vertragliche Grundlage der beigefügte Vertragsentwurf zugrunde liegen.  

• unsere AGB keine Anwendung finden. 

• eine wissentlich falsche Erklärung den Ausschluss von dieser und von weiteren 

Ausschreibungen zur Folge haben kann. Wir versichern hiermit die Richtigkeit der 

über das Vergabeportal eingereichten Unterlagen. 

• die von uns mitgeteilten personenbezogenen Daten für das Vergabeverfahren 

verarbeitet, gespeichert und ggf. nicht berücksichtigten Bietern mitgeteilt 

werden.  

 

Dieses Angebotsschreiben wird elektronisch über die Plattform verifiziert und ist ohne 

Unterschrift gültig.  
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Mit der elektronischen Abgabe der Erklärung über das Vergabeportal gilt diese als 
unterschrieben.  
 

         , den                                                    Gez.        

Ort, Datum                          (Vor- und Nachname) 
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Gesetz 

über ein Register für die Interessenvertretung 

gegenüber der Bürgerschaft und dem Senat 

der Freien und Hansestadt Hamburg 

(Hamburgisches Lobbyregistergesetz – HmbLobbyRG)

Vom 19. Februar 2025

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz: 

§ 1

Gesetzeszweck und Anwendungsbereich

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, die Interessenvertretung 
gegenüber den in den Absätzen 2 und 3 genannten Stellen 
transparent auszugestalten, um hierdurch die demokratische 
Meinungs- und Willensbildung zu fördern und eine Kontrolle 
des staatlichen Handelns zu ermöglichen.

(2) Dieses Gesetz gilt für die Interessenvertretung gegen-
über der Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, 
ihren Organen, Gremien, Fraktionen, Gruppen und Mitglie-
dern.

(3) Dieses Gesetz gilt ferner für die Interessenvertretung 
gegenüber dem Senat und dessen Mitgliedern sowie die Inter-
essenvertretung gegenüber den Senatssyndizi und Amtsleite-
rinnen und Amtsleitern der Fachbehörden und Senatsämter.

(4) Interessenvertretung ist jede Tätigkeit zum Zweck der 
unmittelbaren oder mittelbaren Einflussnahme auf den Wil-
lensbildungs- oder Entscheidungsprozess gegenüber den in 
Absatz 2 oder 3 genannten Stellen zu Entwürfen von Gesetzen, 
Rechtsverordnungen, Satzungen, Förderrichtlinien oder Bun-
desratsinitiativen der Freien und Hansestadt Hamburg. Inter-
essenvertretung betreibt nicht, wer als politische Partei nach 
dem Parteiengesetz oder deren Teil an der politischen Willens-
bildung des Volkes mitwirkt oder in Wahrnehmung seiner 
Tätigkeit als Mitglied einer Bezirksversammlung, einer Volks-
vertretung oder des Europäischen Parlaments oder in Aus-
übung eines anderen öffentlichen Amtes handelt.

§ 2

Registrierungspflicht

(1) Wer regelmäßig, auf Dauer angelegt oder geschäftsmä-
ßig für Dritte Interessenvertretung betreibt, muss sich in das 
Register für die Interessenvertretung gegenüber der Bürger-
schaft und dem Senat der Freien und Hansestadt Hamburg 
(Lobbyregister) eintragen. Die Registrierungspflicht besteht 
unabhängig von der Rechtsfähigkeit. 

(2) Der Registrierungspflicht nach Absatz 1 unterliegt 
nicht, wer

1.	 an Ausschussanhörungen, Konferenzen, Vorträgen, 
Besuchsprogrammen oder anderen Veranstaltungen 

a)	 der Organe, Mitglieder, Fraktionen und Gruppen der 
Bürgerschaft,

b)	des Senats, der Fachbehörden, der Senatsämter oder der 
Bezirksämter

teilnimmt,

2.	 einem Ersuchen zur Darlegung von Fachwissen, Sachinfor-
mationen oder Daten durch die in Nummer 1 genannten 
Stellen nachkommt oder in von diesen eingerichteten Sach-

verständigenräten oder sonstigen Expertengremien tätig 
wird,

  3.	im Rahmen einer Beteiligung durch die in Nummer 1 
Buchstabe b genannten Stellen in einem gesetzlich geregel-
ten Planungsverfahren tätig wird,

  4.	einen Anspruch auf gesetzlich geregelten Informationszu-
gang geltend macht,

  5.	als Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt im Rahmen der 
gerichtlichen oder außergerichtlichen Vertretung einer 
oder eines Beteiligten in einem laufenden Verwaltungsver-
fahren tätig wird,

  6.	eine Petition nach Artikel 17 des Grundgesetzes oder eine 
Volkspetition nach Artikel 29 der Verfassung der Freien 
und Hansestadt Hamburg einreicht,

  7.	Volksabstimmungsverfahren nach Artikel 50 der Verfas-
sung der Freien und Hansestadt Hamburg betreibt,

  8.	diplomatische oder konsularische Tätigkeiten wahrnimmt,

  9.	als Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerverband (Artikel 9 
Absatz 3 des Grundgesetzes) oder als Beamtenverband Ein-
fluss auf Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen nimmt,

10.	Rechtsberatung für einen Dritten oder sich selbst, ein-
schließlich der Erstattung wissenschaftlicher Gutachten 
oder an die Allgemeinheit gerichteter Darstellung und 
Erörterung von Rechtsfragen oder Tätigkeiten, die nicht 
auf Erlass, Änderung oder Unterlassung einer rechtlichen 
Regelung durch die Bürgerschaft oder den Senat gerichtet 
sind, erbringt,

11.	für eine Einrichtung zur gesellschaftspolitischen und 
demokratischen Bildungsarbeit (politische Stiftungen) 
tätig wird,

12.	für eine Kirche, andere Religionsgemeinschaft oder Welt-
anschauungsgemeinschaft tätig wird,

13.	für eine Kammer oder sonstige öffentlich-rechtliche Kör-
perschaft, Anstalt oder Stiftung tätig wird, 

14.	einer nach Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes 
geschützten Tätigkeit nachgeht.

(3) Eine freiwillige Registrierung in den Fällen des Absatzes 
2 ist möglich.

§ 3

Grundsätze der Offenheit und Transparenz,  
Verbot von Erfolgshonoraren, Verhaltenskodex

(1) Die Interessenvertretung im Sinne dieses Gesetzes 
erfolgt nach den Grundsätzen der Offenheit und Transparenz. 
Bei jedem Kontakt zwischen nach § 2 registrierungspflichtigen 
Personen und Stellen nach § 1 Absatz 2 oder 3 müssen die 
registrierungspflichtigen Personen die eigene Identität und 
etwaige Auftraggeberinnen beziehungsweise Auftraggeber 
offenlegen. Vereinbarungen, durch die eine Vergütung oder 
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ihre Höhe vom Erfolg der Interessenvertretung abhängig 
gemacht wird (Erfolgshonorar), sind unzulässig.

(2) Die Bürgerschaft und der Senat legen einen Verhaltens-
kodex fest, der Vorgaben für eine Ausübung der Interessenver-
tretung auf Grundlage der in Absatz 1 genannten Grundsätze 
enthält. Nach § 2 Registrierungspflichtige verpflichten sich 
durch ihre Eintragung im Lobbyregister, die Grundsätze des 
Verhaltenskodex zu beachten.

§ 4

Registrierungspflichtige Daten

(1) Wer der Registrierungspflicht nach § 2 unterliegt, muss 
zur Eintragung in das Lobbyregister folgende Daten angeben:

1.	 Name, Anschrift, Telefonnummer, elektronische Kontakt-
daten und Internetseite,

2.	 Hauptsitz, Rechtsform oder Art der Organisation,

3.	 Namen der vertretungsberechtigten Personen,

4.	 Namen der Personen, die mit der Interessenvertretung 
nicht nur bei Gelegenheit betraut sind und die Interessen-
vertretung unmittelbar ausüben, soweit diese nicht unter 
Nummer 3 erfasst sind,

5.	 Interessen- oder Vorhabenbereiche sowie eine aussagekräf-
tige Beschreibung der Tätigkeit sowie

6.	 die in den Nummern 1 bis 3 genannten Daten von Auftrag-
geberinnen und Auftraggebern, für die eine Interessenver-
tretung betrieben wird.

(2) Bei natürlichen Personen besteht keine Pflicht zur Mit-
teilung der Angaben nach Absatz 1 Nummern 2 und 4.

(3) Zu den Angaben nach Absatz 1 Nummern 1, 3 und 4 ist 
jeweils auch eine höchstens fünf Jahre zurückliegende Tätig-
keit der genannten Personen als Mitglied der Bürgerschaft 
oder des Senats mitzuteilen.

§ 5

Veröffentlichung von Stellungnahmen

(1) Die Interessenvertretung zu Gesetzesvorlagen nach 
Artikel 48 der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg 
wird nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 im Lobbyregister 
dokumentiert (legislativer und exekutiver Fußabdruck).

(2) Nach § 2 Registrierungspflichtige übermitteln der regis-
terführenden Stelle unverzüglich alle Beiträge, die sie in Text-
form an Stellen nach § 1 Absatz 2 oder 3 zu Gesetzesvorlagen 
übermittelt haben. In den Fällen von Beiträgen, die an Stellen 
nach § 1 Absatz 3 zu Gesetzesvorlagen übermittelt worden 
sind, prüfen die Stellen nach § 1 Absatz 3, ob die Eintragungen 
im Register und die Übermittlungen der Beiträge an die regis-
terführende Stelle vollständig erfolgt sind. Die Prüfung nach 
Satz 2 erfolgt durch eine Abfrage bei den nach Satz 1 Verpflich-
teten. 

(3) Die registerführende Stelle speichert die nach Absatz 2 
übermittelten Beiträge unverzüglich im Lobbyregister. Sie 
kann in den übermittelten Beiträgen enthaltene personenbezo-
gene Daten, Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse oder andere 
im Einzelfall ähnlich schutzwürdige persönliche Informatio-
nen unkenntlich machen. Die nach § 2 Registrierungspflichti-
gen sollen auf entsprechende Bedarfe mit der Übermittlung 
hinweisen. Die registerführende Stelle verknüpft die nach 
Absatz 2 übermittelten Beiträge mit dem Lobbyregister sowie 
dem Vorgang der jeweiligen Gesetzesvorlage in der Parla-
mentsdokumentation der Bürgerschaft. Sie soll die Verknüp-
fung vornehmen, sobald der Vorgang über eine Drucksachen-
nummer verfügt.

(4) Wer nach § 2 Absatz 3 freiwillig im Lobbyregister regis-
triert ist, kann bei der Interessenvertretung die Übermittlung, 
Hinterlegung und Veröffentlichung der Beiträge nach Absatz 2 
ganz oder teilweise sperren lassen. Die Sperrung ist in geeigne-
ter Weise zu dokumentieren. Die registerführende Stelle kann 
auf Antrag von nach § 2 Absatz 3 freiwillig Registrierten nach-
träglich die Veröffentlichung von Beiträgen nach Absatz 2 
sperren.

§ 6

Führung und Aktualisierung des Registers

(1) Das Lobbyregister wird bei der Bürgerschaft eingerich-
tet und elektronisch geführt (registerführende Stelle).

(2) Das Lobbyregister ist öffentlich zugänglich zu machen. 
Es ist maschinenlesbar auszugestalten und mit einer Such-
funktion zu versehen. 

(3) Das Lobbyregister enthält die nach § 4 einzutragenden 
Daten. Abweichend von Absatz 2 Satz 1 sind die Daten nach 
§ 4 Absatz 1 Nummer 1 von natürlichen Personen mit Aus-
nahme des Namens und der Internetseite nur für Stellen nach 
§ 1 Absätze 2 und 3 einsehbar. Registrierungspflichtige können 
bei der registerführenden Stelle beantragen, dass weitere Daten 
den Einschränkungen nach Satz 2 unterliegen. Dem Antrag ist 
zu entsprechen, wenn die oder der Registrierungspflichtige ein 
gewichtiges Interesse, welches das öffentliche Interesse an der 
Transparenz der Interessenvertretung weit überwiegt, geltend 
macht. Die Entscheidung nach Satz 4 ist anstelle der einzutra-
genden Daten anzugeben.

(4) Anmeldungen zum Register und Aktualisierungen der 
Daten nach § 4 sind durch die Registrierungspflichtigen unver-
züglich vorzunehmen. Die registerführende Stelle stellt für 
Anträge nach Satz 1 eine elektronische Eingabemaske auf der 
Internetseite der Bürgerschaft zur Verfügung. Wird die Einga-
bemaske nach Satz 2 nicht benutzt, so gilt die Übermittlung als 
nicht erfolgt. 

(5) Wird der registerführenden Stelle angezeigt, dass eine 
Interessenvertretung nicht mehr betrieben wird, wird dies im 
Register vermerkt. In diesem Fall werden die Daten nach 
Ablauf von 18 Monaten nach der Mitteilung aus dem Lobbyre-
gister gelöscht. Die Daten werden hiernach noch weitere 
18  Monate bei der registerführenden Stelle gespeichert und 
nach deren Ablauf endgültig gelöscht.

(6) Die Stellen nach § 1 Absätze 2 und 3 und die registerfüh-
rende Stelle dürfen die für die Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen Daten speichern und verarbeiten. 

(7) Die Bürgerschaft veröffentlicht zweijährlich ab Inkraft-
treten einen Bericht zur Anwendungspraxis des Lobbyregis-
ters und seiner gesetzlichen Grundlagen. Im Bericht ist zudem 
die Anzahl der eingeleiteten und der abgeschlossenen Ord-
nungswidrigkeitenverfahren und ihr Ausgang anonymisiert 
anzugeben. 

§ 7

Anrufung der oder des Hamburgischen Beauftragten  
für Datenschutz und Informationsfreiheit

(1) Wer der Ansicht ist, dass eine Veröffentlichung von 
Angaben nach § 4 oder Beiträgen nach § 5 Absatz 2 im Lobby-
register zu Unrecht unterblieben ist, und dabei nicht in eige-
nen Rechten betroffen ist, kann die Hamburgische Beauftragte 
oder den Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit anrufen.

(2) Die registerführende Stelle ist verpflichtet, die Hambur-
gische Beauftragte oder den Hamburgischen Beauftragten für 



Freitag, den 28. Februar 2025240 HmbGVBl. Nr. 9

Datenschutz und Informationsfreiheit bei der Erfüllung ihrer 
oder seiner Aufgaben nach diesem Gesetz zu unterstützen. Der 
oder dem Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit ist dabei insbesondere Auskunft zu ihren 
oder seinen Fragen zu erteilen sowie die Einsicht in alle Unter-
lagen und Akten zu gewähren, die im Zusammenhang mit der 
Beschwerde stehen. Diese Befugnis kann die oder der Ham-
burgische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfrei-
heit auf ihre oder seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
übertragen.

(3) Stellt die oder der Hamburgische Beauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit Mängel bei der Veröffentli-
chung von Angaben nach § 4 oder Beiträgen nach § 5 Absatz 2 
fest, so fordert sie oder er die registerführende Stelle zur Män-
gelbeseitigung auf.

§ 8

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1.	 sich nicht zum Lobbyregister anmeldet, obwohl eine Regis-
trierungspflicht nach § 2 Absatz 1 besteht, oder diese 
Anmeldung entgegen § 6 Absatz 4 nicht unverzüglich 
bewirkt,

2.	 entgegen § 3 Absatz 1 Satz 2 die eigene Identität oder etwa-
ige Auftraggeberinnen beziehungsweise Auftraggeber nicht 
offenlegt,

3.	 Angaben nach § 4 Absatz 1 falsch oder unvollständig über-
mittelt,

4.	 Beiträge nach § 5 Absatz 2 Satz 1 nicht, unrichtig oder 
unvollständig übermittelt oder

5.	 entgegen § 6 Absatz 4 Aktualisierungen der Daten nach § 4 
Absatz 1 nicht unverzüglich übermittelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu fünfzigtausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Num-
mer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung 
vom 19.  Februar 1987 (BGBl.  I S.  603), zuletzt geändert am 
12. Juli 2024 (BGBl. I Nr. 234 S. 1, 6), in der jeweils geltenden 
Fassung ist die Direktorin beziehungsweise der Direktor bei 
der Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg.

§ 9

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. September 2027 in Kraft.

Ausgefertigt Hamburg, den 19. Februar 2025.

Der Senat



 

Teilnahmeformular  

 Ausschreibung für die Beschaffung der Einführung eines hamburgischen 

Lobbyregisters für die Bürgerschaft der Freien Hansestadt Hamburg 

 

I. Persönliche Lage/Allgemeine Angaben 

1.  Bewerber:in (genaue 

Firmenbezeichnung; im 

Fall von Bewerberge-

meinschaften alle Mit-

glieder samt bevoll-

mächtigter Vertretung 

der Bewerbergemein-

schaft) 

      

2.  Ansprechpartner:in            

3.  Kontaktdaten Anschrift:             

Tel.-Nr.:             

Fax-Nr.:             

E-Mail:             

Homepage:             

4.  Gründungsjahr der Ge-

sellschaft 

           

5.  Sitz der Gesellschaft            

6.  Geschäftsführer:in*            

7.  Hauptgesellschafter:in-

nen (mehr als 25 % der 

1.              

2.              

3.              

Hinweis an den Bewerber:  

Es ist kein gesondertes Anschreiben zu verwenden. Sämtliche Angaben, die im Rahmen 

der Teilnahmeantragserstellung anfallen, sind an der dafür vorgesehenen Stelle in den 

übersandten bzw. zugänglich gemachten Vergabeunterlagen einschließlich dieses Do-

kuments vorzunehmen. Soweit gekennzeichnet, können gesonderte Blätter beigefügt 

werden. 



 

Anteile der Stimm-

rechte) 

8.  Verpflichtungserklärung 

zur Tariftreue und zur 

Zahlung eines Mindest-

lohns gemäß § 3 

HmbVgG 

Hiermit bestätigen wir, bei der Ausführung des Auftrags die Vorgaben 

von § 3 des hamburgischen Vergabegesetzes Tariftreue- und Verga-

begesetzes zu beachten. 

Die oben beschriebenen Verpflichtungen haben wir entsprechend an 

alle unsere mit dem Verfahren befassten Mitarbeiter und Nachunter-

nehmer weitergegeben. 

9.  Das Unternehmen ist 

ein KMU 

Ja ☐ (falls zutreffend, ankreuzen) 

II. Bewerber/-Bietergemeinschaften und Unterauftragnehmer 

1.1 Das Teilnahmeformular erfolgt durch 

☐  den Bewerber/Bieter als Einzelunternehmen 

☐ eine Bewerber-/Bietergemeinschaft: 

 Name der Bewerber/-Bietergemeinschaft:       

 Name des bevollmächtigten Vertreters:       

1.2 Wir verpflichten uns, 

-     die Nachunternehmer mit gesonderter Anlage – die Bestandteil des Ange-

bots wird – im Einzelnen auf Nachfrage der Auftraggeberin vor Zuschlagser-

teilung zu benennen. Die zum Nachweis der Eignung der Nachunternehmer 

notwendigen Nachweise fügen wir bei. 

-    auf Nachfrage der Auftraggeberin – auch im Laufe des Vergabeverfahrens – 

den Namen der Nachunternehmer für die vorgenannten Teilleistungen zu 

benennen. 

III. Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 

1.  Angaben zum Gesamtumsatz in-

nerhalb der letzten 3 abgeschlos-

senen Geschäftsjahre  

 

 

            

(Zeitraum) 

EUR              

(Gesamtumsatz) 

 

2.  Bestätigung, dass eine Berufs- 

bzw. 

Erforderlicher Versicherungsschutz besteht? 



 

Betriebshaftpflichtversicherung 

(Personen- und Sachschäden 

mindestens 1.000.000 EUR) be-

steht. 

Ja ☐ (falls zutreffend, ankreuzen) 

3.  Zahl der festangestellten Mitarbei-

ter der letzten drei Jahre (2023-

2025) 

 

      

 

IV. Sonstige Angaben 

1.  Umsatzsteuer-Identifikationsnum-

mer** 

            

2.  Handelsregister-Nummer, Ort             

3.  Auszug aus dem Handelsregister  Beigefügt ☐ (falls zutreffend, ankreuzen) 

*/** Datenschutzhinweis:  

Die Auftraggeberin wird ab einer Auftragssumme von EUR 30.000,00 netto für den/die 

Bieter:in, der/die den Zuschlag erhalten soll, vor der Erteilung des Zuschlags gem. § 6 

Abs. 1 Wettbewerbsregistergesetz (WRegG) bei der Registerbehörde abfragen, ob im 

Wettbewerbsregister Eintragungen zu diesem/r Bieter:in gespeichert sind. 

V. Technische Leistungsfähigkeit 

Referenzen 

Angaben des Bewerbers/der Bewerberin über abgeschlossene Projekte aus den letzten 

fünf Jahren zum Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit.  

 

Es sind Referenzen über Leistungen einzureichen, die mit dem hier zu vergebenden 

Auftrag hinsichtlich Inhalt, Komplexität und Umfang vergleichbar sind.  

 

Referenzen sind als vergleichbar zu qualifizieren, falls sie Leistungen zur Erstellung, 

maßgeblichen Weiterentwicklung, Migration oder Integration einer Registersoftware 



 

betreffen. Positiv wird bewertet, wenn ein/e solche/s Systeme/Software für öffentliche 

Auftraggeber/-innen erstellt worden sind.  

 

Eine Ansprechperson (optional) beim jeweiligen Kunden ist mit Kontaktdaten anzugeben 

oder alternativ eine Bescheinigung vom jeweiligen Auftraggeber beizufügen 

(falls Ausfüllfelder nicht ausreichen, auf gesondertem Blatt). 

 Referenz 1             

(Projektbezeichnung)  

            

(Leistungszeit) 

            

(Auftraggeber:in) 

            

(Ansprechperson) 

            

(Funktion) 

            

(Tel.-Nr. der Ansprechperson)  

            

(E-Mail der Ansprechperson)  

EUR               

(Auftragswert brutto) 

 

Kurzvorstellung Projekt: 

      

      

Beteiligung der für den Auftrag vorgesehenen Pro-

jektleitung? 

Ja ☐                               Nein ☐                                

 Referenz 2             

(Projektbezeichnung) 

            

(Leistungszeit) 

            

(Auftraggeber:in) 

            

(Ansprechperson) 

            

(Funktion) 



 

            

(Tel.-Nr. der Ansprechperson)  

            

(E-Mail der Ansprechperson)  

EUR               

(Auftragswert brutto) 

 

Kurzvorstellung Projekt: 

      

      

Beteiligung der für den Auftrag vorgesehenen Pro-

jektleitung? 

Ja ☐                               Nein ☐                                

 Referenz 3             

(Projektbezeichnung) 

            

(Leistungszeit) 

            

(Auftraggeber:in) 

            

(Ansprechperson) 

            

(Funktion) 

            

(Tel.-Nr. der Ansprechperson)  

            

(E-Mail der Ansprechperson)  

EUR               

(Auftragswert brutto) 

 

Kurzvorstellung Projekt: 

      

      

Beteiligung der für den Auftrag vorgesehenen Pro-

jektleitung? 

Ja ☐                               Nein ☐                                



 

Profil für den Auftrag vorgese-

henen Projektleitung beige-

fügt? 

☐ Profile liegen bei. 

(falls zutreffend, ankreuzen) 

VI. Integritätserklärung (Bestätigung mit Abgabe dieses Formulars in Text-

form im Rahmen dieses Vergabeverfahrens) 

 

Hiermit verpflichten wir uns zur Beachtung folgender Grundsätze:  

1. Wir werden der Auftraggeberin weder im Verfahren noch bei einer eventuellen 

Durchführung ihrer mit der Vergabe oder Durchführung des Auftrags befassten 

Mitarbeiter/Innen oder einem Dritten irgendwelche Leistungen materieller oder 

immaterieller Art, die die öffentliche Auftraggeberin oder ihre Mitarbeiter besser 

stellt und auf die kein rechtlich begründeter Anspruch besteht, anbieten, verspre-

chen oder gewähren.  

2. Wir haben / werden im Verfahren mit anderen Anbietern keine unzulässigen Ab-

sprachen unter Verstoß gegen die einschlägigen Bestimmungen der Vergabever-

ordnung (VgV), des MiLoG, des UWG, des GWB, des Gesetzes zur Bekämpfung 

von Korruption sowie des StGB treffen. Hierzu zählen insbesondere Absprachen 

über Preise oder Preisbestandteile, verbotene Preisempfehlungen, die Beteili-

gung an Empfehlungen oder Absprachen über die Abgabe oder Nichtabgabe von 

Angeboten oder ähnliches.  

3. Wir werden im Vergabeverfahren jeden uns bekanntwerdenden oder drohenden 

Interessenkonflikt für das vorliegende Verfahren unverzüglich nach Bekanntwer-

den der Auftraggeberin anzeigen. 

4. Wir verpflichten uns zur Einhaltung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. 

April 2009 in der jeweils geltenden Fassung, sofern unsere Leistungserbringung 

dessen Geltungsbereich unterfällt.  

Die oben beschriebenen Verpflichtungen haben wir entsprechend an alle unsere mit dem 

Verfahren befassten Mitarbeiter und Nachunternehmer weitergegeben. 

Wir bestätigen, dass für unser Unternehmen, unsere Nachunternehmer und die für die 

Durchführung vorgesehenen Personen die gesetzlichen Ausschlussgründe gemäß 

§§ 123, 124 GWB und Voraussetzungen für einen Ausschluss nach Maßgabe von § 21 

Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, §§ 19, 21 Mindestlohngesetz; § 5 Arbeitnehmer-

Entsendegesetz in der bis zum 23. April 2009 geltenden Fassung, §§ 21, 23 



 

Arbeitnehmer-Entsendegesetz, § 98c Aufenthaltsgesetz sowie § 81 Abs. 1 bis 3 GWB 

nicht vorliegen.  

Wir bestätigen ferner, dass wir die Eignungskriterien erfüllen, ein Ausschluss nach § 124 

Abs. 1 Nr. 3 GWB nicht erfolgt ist und keine Verfehlungen im Sinne von § 2 WRegG 

vorliegen, die einen Ausschluss vom Wettbewerb rechtfertigen könnten.  

Wir bestätigen, dass wir unseren gesetzlichen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, 

Abgaben und von Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung (Kranken-, Unfall-, 

Renten-, und Arbeitslosenversicherung) nachgekommen sind und über unser Vermögen 

nicht das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet 

oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist. 

 
 

VII. Eigenerklärung zu Russland 

Die nachfolgende Erklärung gebe/n ich/wir verbindlich mit der Einreichung unse-

res Angebotes ab (ggf. zugleich in Vertretung für die lt. Angebot Vertretenen 

auch für diese): 

1. Der / die Bieter gehört / gehören nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Ver-

ordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 16 der Verordnung 

(EU) 2025/2033 des Rates vom 23. Oktober 2025 über restriktive Maßnahmen 

angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisie-

ren, 

genannten Personen oder Unternehmen, die einen Bezug zu Russland im 

Sinne der Vorschrift aufweisen,  

a) durch die russische Staatsangehörigkeit des Bieters oder die Nieder-

lassung des Bieters in Russland, 

b) durch die Beteiligung einer natürlichen Person oder eines Unterneh-

mens, auf die eines der Kriterien nach Buchstabe a zutrifft, am Bieter 

über das Halten von Anteilen im Umfang von mehr als 50%, 

c) durch das Handeln der Bieter im Namen oder auf Anweisung von 

Personen oder Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a 

und/oder b zutrifft. 

 

2. Die am Auftrag als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, de-

ren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungs-

nachweises in Anspruch genommen werden, beteiligten Unternehmen, auf 

die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, gehören ebenfalls nicht zu dem in 



 

der Vorschrift genannten Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im Sinne 

der Vorschrift. 

3. Es wird bestätigt und sichergestellt, dass auch während der Vertragslaufzeit 

keine Unternehmen als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, 

deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungs-

nachweises in Anspruch genommen werden, eingesetzt werden, auf die 

mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, welche zu dem in der Vorschrift ge-

nannten Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift 

gehören. 

Artikel 5k der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 16 der 
Verordnung (EU) 2025/2033 des Rates vom 25. Oktober 2025 lautet wie folgt: 
(1)  Es ist verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinien 

über die öffentliche Auftragsvergabe sowie unter Artikel 10 Absatz 1, Absatz 3, Absatz 6 Buchstaben a bis 

e, Absatz 8, Absatz 9 und Absatz 10 und die Artikel 11, 12, 13 und 14 der Richtlinie 2014/23/EU, unter die 

Artikel 7 und 8, Artikel 10 Buchstaben b bis f und h bis j der Richtlinie 2014/24/EU, unter Artikel 18, Artikel 

21 Buchstaben b bis e und g bis i, Artikel 29 und Artikel 30 der Richtlinie 2014/25/EU und unter Artikel 13 

Buchstaben a bis d, f bis h und j der Richtlinie 2009/81/EG fallen, an folgende Personen, Organisationen 

oder Einrichtungen zu vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen 

weiterhin zu erfüllen: 

a)  russische Staatsangehörige oder in Russland niedergelassene natürliche oder juristische Personen, 

Organisationen oder Einrichtungen, 

b)  eine juristische Person, Organisation oder Einrichtung, deren Eigentumsrechte direkt oder indirekt zu 

mehr als 50 % im Eigentum einer der in Buchstabe a dieses Absatzes genannten natürlichen oder juristi-

schen Personen, Organisationen oder Einrichtungen stehen; oder" 

c)  natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anwei-

sung einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen handeln, 

auch solche, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Un-

ternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe in Anspruch 

genommen werden. 

(2)  Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden die Vergabe oder die Fortsetzung der Er-

füllung von Verträgen genehmigen, die bestimmt sind für 

a)  den Betrieb ziviler nuklearer Kapazitäten, ihre Instandhaltung, ihre Stilllegung, die Entsorgung ihrer radi-

oaktiven Abfälle, ihre Versorgung mit und die Wiederaufbereitung von Brennelementen und die Weiterfüh-

rung der Planung, des Baus und die Abnahmetests für die Indienststellung ziviler Atomanlagen und ihre 

Sicherheit sowie die Lieferung von Ausgangsstoffen zur Herstellung medizinischer Radioisotope und ähnli-

cher medizinischer Anwendungen, kritischer Technologien zur radiologischen Umweltüberwachung sowie 

für die zivile nukleare Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich Forschung und Entwicklung, 

b)  die zwischenstaatliche Zusammenarbeit bei Raumfahrtprogrammen, 

c)  die Bereitstellung unbedingt notwendiger Güter oder Dienstleistungen, wenn sie ausschließlich oder nur 

in ausreichender Menge von den in Absatz 1 genannten Personen bereitgestellt werden können, 

d)  die Tätigkeit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Union und der Mitgliedstaaten in 

Russland, einschließlich Delegationen, Botschaften und Missionen, oder internationaler Organisationen in 

Russland, die nach dem Völkerrecht Immunität genießen. 



 

e)  den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Erdgas und Erdöl, einschließlich raffinierter Erdöler-

zeugnisse, sowie von Titan, Aluminium, Kupfer, Nickel, Palladium und Eisenerz aus oder durch Russland 

in die Union, oder 

f)  den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Kohle und anderen festen fossile Brennstoffen, die in 

Anhang XXII aufgeführt sind, bis 10. August 2022. 

(3)  Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede 

nach diesem Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung. 

(4)  Die Verbote gemäß Absatz 1 gelten nicht für die Erfüllung — bis zum 10. Oktober 2022 — von Verträ-
gen, die vor dem 9. April 2022 geschlossen wurden. 

 

 
 
Wir bestätigen im Übrigen hiermit / uns ist bewusst, dass die von uns mitgeteilten 
personenbezogenen Daten für das Vergabeverfahren verarbeitet, gespeichert und ggf. 
nicht berücksichtigten Bietern mitgeteilt werden. Darüber hinaus versichern wir, dass 
wir die Einwilligungen der Betroffenen zur Weitergabe der personenbezogenen Daten 
insbesondere hinsichtlich der Referenzen (Namen und Kontaktdetails der Ansprech-
partner) rechtmäßig eingeholt haben und kein Widerruf insoweit vorliegt.  
 
Dieses Teilnahmeformular wird elektronisch über die Plattform verifiziert und ist ohne 
Unterschrift gültig. 
 
Die Richtigkeit der über das Vergabeportal eingereichten Unterlagen wird hiermit ver-
sichert. 

 
 

      , den              

Ort, Datum 

      

Gez. (Vor- und Nachname) 

 

Falls abweichend zu Punkt I.3), Angabe der Kontaktdaten des/der Unterzeichners/in: 

Tel.-Nr.:              

E-Mail:               



III. Zuschlagskriterium: Projektdurchführungskonzept
Die Leistungswertung erfolgt auf der Grundlage eines schriftlichen Projektdurchführungskonzept, das der Bieter mit seinem Angebot einzureichen hat. In diesem Konzept stellt der Bieter seinen Ansatz zur Umsetzung des Projekts dar und erläutert seinen individuellen Lösungsweg für die vom Auftraggeber vorgegebenen Leistungsziele. Das Konzept muss sich auf den konkreten Auftragsgegenstand beziehen und ein konkretes Leistungsangebot 
des Bieters beinhalten. Dieses Leistungsangebot beinhaltet den konkreten, vom Bieter angebotenen individuellen Lösungsweg für das jeweilige vom Auftraggeber vorgegebene Leistungsziel.
Der Bieter hat in seinem Konzept darzulegen, ob er bei der Softwareentwicklung des Lobbyregisters auf einem bestehenden Standardprodukt aufbaut oder ob die Software gänzlich neu entwickelt wird. In diesem Zusammenhang hat der Bieter seinen voraussichtlichen Programmierungsaufwand darzustellen, um der Auftraggeberin eine nachvollziehbare Grundlage für die Bewertung der Preiskalkulation bzw. des angebotenen Pauschalpreises 
zu ermöglichen. Bei der Bewertung des schriftlichen Konzepts kann ein Bieter insgesamt 10 Punkte erhalten. Bei der Bewertung wird die Auftraggeberin das Folgende berücksichtigen:
Die Darlegungen werden auf Grundlage der Erfahrungen des Projektleiters in vorangegangenen Projekten bewertet. Diese muss der Bieter im Rahmen ausgewählter Referenzprojekte darstellen. Positiv wird hierbei bewertet, wenn der Bieter gewährleistet, dass während der gesamten Leistungsausführung zur Verfügung stehen. 
Die erzielbaren Punkte hängen davon ab, wie überzeugend es dem Bieter aus Sicht der Auftraggeberin gelingt, den aufgezeigten Maßstab zu erfüllen:
0 Punkte erhält das Konzept, wenn Darlegungen zu den bewertungsrelevanten Problemkreisen vollständig fehlen oder aus Sicht der Auftraggeberin völlig unbrauchbar sind.
2 Punkte werden vergeben, wenn das Konzept aus Sicht der Auftraggeberin an erheblichen Mängeln leidet und höchstens in Teilen, aber im Ganzen nicht mehr brauchbar ist.
4 Pukkte erhält der Bieter, wenn sein Konzept durchschnittlichen Anforderungen entspricht, allerdings an kleineren Mängeln leidet.
6 Punkte werden vergeben, wenn das Konzept aus Sicht der Auftraggeberin überzeugende Ausführungen enthält, die eine gute Leistungsausführung erwarten lassen.
8 Punkte erhält der Bieter, wenn das Konzept überzeugende Ausführungen enthält, die aus Sicht der Auftraggeberin weit über den durchschnittlichen Anforderungen liegen und eine sehr gute Leistungserbringung erwarten lassen.
10 Punkte werden vergeben, wenn das Konzept sehr überzeugende Ausführungen enthält, die aus Sicht der Auftraggeberin erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegen und ein hervorragendes Maß der Zielerfüllung erwarten lassen.
Die Bewertung des schriftlichen Konzepts erfolgt durch eine Wertungsjury, welche die eingereichten Konzepte einstimmig bewertet. 
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